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Was es aber auch braucht, ist ein öffentli-
cher Diskurs. Nur so kann ein breiter gesell-
schaftlicher Konsens erzielt werden. Denn 
genau das Fehlen eines breiten Dialogs, der 
vor allem auch Netzanbieter und Nutzer mit 
einbezieht, war ja auch ein Grund, warum 
der JMStV gescheitert ist. Ich kritisiere an 
dem gescheiterten Entwurf vor allem, dass 
die Verhandlungen jahrelang unter weitge-
hendem Ausschluss der Öffentlichkeit und 
der Parlamente geführt wurden. So entstand 
der Eindruck von Willkür und Realitätsferne. 
Man hätte das früher kommunizieren müs-
sen und von der Kompetenz der Aktiven im 
Netz profitieren können. Aber hinterher 
ist man bekanntlich immer schlauer. Die 
 Re gierung in Nordrhein-Westfalen ist da 
 gerade mit ihrer  Plattform „Jugendmedien-
schutz gestalten“  einen guten Weg 
gegangen.

Nach dem Scheitern des JMStV wird 

 zwischen Aufsicht und Selbstkontrolle 

versucht, das Ziel des Entwurfs auf der 

Ebene der Vereinbarungen umzusetzen. 

Was halten Sie davon?

Ich halte es nach dem Scheitern für sinnvoll, 
zunächst einmal auszuprobieren und um-
zusetzen, was der bisherige JMStV bereits 
 vorsieht und möglich macht. Es passiert 
im Moment eine ganze Menge: Die Kom-
mission für Jugendmedienschutz (KJM) 
ist  dabei, das Jugendschutzprogramm 
JusProg anzuerkennen, die Freiwillige 
Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter 
(FSM) hat ihr Selbstklassi fizierungstool zu-
gänglich  gemacht. Aufgabe wird es nun 
sein, genau zu beobachten, wie diese an-
genommen werden und was diese Möglich-
keiten tatsächlich in der Praxis verändern.

Ausreichend testen und 
breit diskutieren
Der gescheiterte Entwurf ging an der Öffentlichkeit 
und den Parlamenten vorbei

Am Parlament von Nordrhein-Westfalen ist der Entwurf zu einem neuen Jugend-

medienschutz-Staatsvertrag (JMStV) letztlich gescheitert. Waren es die besonderen 

politischen Verhältnisse im Land oder lag die Ablehnung an tatsächlichen Bedenken 

gegen die geplanten Regelungen? Was muss verändert werden, damit es dann 

doch zu einer Selbstklassifizierung im Netz kommen kann? Die Grünen standen 

dem Gesetzentwurf von Anfang an skeptisch gegenüber. Was waren die Gründe 

und wie soll es nun weitergehen? tv diskurs sprach darüber mit der Abgeordneten 

Tabea Rößner, Sprecherin der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen für 

Medienpolitik.
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Das Selbstklassifizierungssystem halte ich 
nicht für intransparent. Im Gegenteil: Hier 
kann ja jeder nachvollziehen, nach welchen 
Kriterien welcher Inhalt getaggt wird. Nicht 
transparent dagegen ist das Entstehen der 
Blacklists, nach denen JusProg filtert. Ich 
könnte mir vorstellen, dass es hier für die 
allgemeine Akzeptanz hilfreich wäre, die 
Quellen zu veröffentlichen, aus denen sich 
die Filterliste speist, die Listen gegebenen-
falls regel mäßig zu überprüfen und hierbei 
möglicherweise den Sachverstand der Zivil-
gesellschaft mit einzubeziehen. Und natür-
lich muss jede bzw. jeder Erziehungsberech-
tigte selbst entscheiden können, welche 
Angebote trotz  einer höheren Altersein-
stufung möglicherweise doch freigegeben 
werden dürfen.

Die Kritik, die den JMStV neben den 

 labilen Verhältnissen in Nordrhein-West-

falen zum  Scheitern brachte, lautete, dass 

das Gesetz Zensurmaßnahmen beinhalte. 

Dem System wurde zudem mangelnde 

Transparenz und weitgehende Unreife 

vorgeworfen. Was müsste geschehen, 

um das Selbstklassifizierungssystem 

akzeptabel zu machen?

Zunächst einmal: In Nordrhein-Westfalen 
lag es nicht an einer wie auch immer gearte-
ten „Labilität“, dass der JMStV-Entwurf 
nicht ratifiziert wurde. Dort hatte die 
schwarz-gelbe Vorgängerregierung alles auf 
den Weg gebracht, und nach der Wahl in 
der Opposition wollten CDU und FDP dem 
Entwurf plötzlich selbst nicht mehr zustim-
men. Wir haben viele Punkte kritisiert – an-
ders als die CDU. Wie schizophren wäre es 
für SPD und Grüne gewesen, einer Vorlage 
zuzustimmen, die sie kritisch sahen und die 
nun plötzlich selbst von denen in Zweifel ge-
zogen wurde, die sie mit verhandelt hatten?
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Ich würde aber nicht allein auf Medien-
bildung setzen. Vielmehr ist sie die andere 
Seite der Medaille: Es gibt Inhalte, die man 
so gut wie möglich von bestimmten Alters-
gruppen fernhalten sollte – und dafür halte 
ich den Kinder- und Jugendschutz für ein 
wichtiges Instrument. Also: Schutz – so gut 
es geht – vor manchen Inhalten auf der ei-
nen Seite, inhaltliche Bewertungskompe-
tenz und Unterstützung bei der Verarbei-
tung schwieriger Inhalte auf der anderen 
Seite.
Was den technischen Schutz anbelangt: Es 
ist völlig klar, dass uns die neuen Techno-
logien und Zugangsmöglichkeiten vor ganz 
neue Herausforderungen stellen, die wir 
nicht im Handumdrehen lösen können. 
 Vielmehr müssen wir uns dauerhaft darauf 
einstellen, unsere Strategien dynamisch an 
die technischen Entwicklungen anzupassen 
und immer wieder auf ihre Effektivität hin zu 
überprüfen.

Kino, DVD, Computerspiele und das Fern-

sehen sind derzeit hoch reguliert, was den 

Jugendschutz angeht. Nach dem gegen-

wärtigen JMStV gelten für das Netz 

nahezu die gleichen Regeln wie für das 

Fernsehen. Angesichts der Menge der 

Angebote sind sie allerdings nicht ansatz-

weise durchsetzbar. Der gescheiterte Ent-

wurf ließ eine Selbstklassifizierung zu und 

wäre durch die Kombination von Selbst-

klassifizierung und Filtern möglicherweise 

effektiver gewesen. Welche Regulierung 

halten Sie für sinnvoll?

Ich halte die Situation, wie wir sie nun ha-
ben, nicht für die schlechteste: Es gibt ein 
von der KJM anerkanntes Programm, das 
nun zu Hause ausprobiert werden kann. 
Ebenso haben Inhalteanbieter die Möglich-
keit, ihre Inhalte zu taggen und so Einfluss 
auf die Filterung zu nehmen. Ich kann mir 
kaum vorstellen, dass große Inhalteanbieter 
davon keinen Gebrauch machen.

Den Erziehungsberechtigten muss auch 
klargemacht werden, dass die Installation 
eines Jugendschutzprogramms auf dem 
 heimischen Rechner sie nicht aus der Pflicht 
entlässt, den Medienkonsum ihres Kindes 
im Auge zu behalten. Nutzergenerierte In-
halte in sozialen Netzwerken oder auf Platt-
formen wie YouTube beispielsweise können 
und sollten auch nicht getaggt werden, da 
sonst falsche Eindrücke in Bezug auf die tat-
sächliche Überprüfbarkeit entstehen. Hier 
muss nach wie vor „Notice and take down“ 
gelten: Sobald der Anbieter Kenntnis von 
jugendgefährdenden oder entwicklungs-
beeinträchtigenden Inhalten hat, muss er 
entsprechende Maßnahmen ergreifen.

Für wie notwendig schätzen Sie den 

Jugendschutz inhaltlich ein? Halten Sie 

die gegenwärtigen Strategien noch für 

zeitgemäß oder meinen Sie, man sollte 

insgesamt auf weniger Restriktion und 

auf mehr Medienpädagogik setzen?

Der Erwerb von Medienkompetenz ist zen-
tral und sollte in allen Bildungsbereichen 
eine ganz wesentliche Rolle spielen. Dazu 
hat die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/
Die Grünen kurz vor der Sommerpause ein 
Positionspapier mit entsprechenden Vor-
schlägen und Forderungen verabschiedet.
Kinder und vor allem Jugendliche sind zwar 
im technischen Umgang mit den neuen 
 Geräten und Zugängen meist versierter als 
Erwachsene. Das bedeutet aber nicht, dass 
auch die entsprechende Bewertungskompe-
tenz vorhanden ist. Diese muss erlernt wer-
den, und hierfür spielen nach wie vor auch 
die Erziehungsberechtigten sowie Päda go-
ginnen und Pädagogen eine wichtige Rolle, 
die möglicherweise nicht die allerkompe-
tentesten Techniker sind.
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Wie wird es Ihrer Meinung nach weiter-

gehen?

Ich gehe davon aus, dass JusProg nun zur 
Anwendung kommt, dass einige, insbeson-
dere die großen Anbieter, ihr Angebot tag-
gen. Und ich würde mir wünschen, dass 
dann erst einmal evaluiert wird, bevor ein 
neuer Staatsvertrag in Arbeit geht. Ganz 
dringend notwendig ist es, dass man bei der 
Erarbeitung eines neuen JMStV die Öffent-
lichkeit rechtzeitig einbezieht und auch die 
Kompetenz der Netzgemeinde nutzt.

Das Interview führte Prof. Joachim von Gottberg.

Die Sorge, die vor allem weite Teile der 
Netzgemeinde beim gescheiterten JMStV 
hatten, war ja, dass ihr Inhalt nicht durch 
den Filter gelangt, wenn er nicht getaggt 
gewesen wäre, sie sich das Taggen von 
„entwicklungsbeeinträchtigenden“ Inhalten 
aber nicht zugetraut haben. Sie gingen 
 davon aus, dass gegebenenfalls eine Ver-
folgung durch die KJM ins Haus gestanden 
hätte, weil nicht getaggt oder nicht richtig 
getaggt worden wäre. Zugegebenermaßen 
haben wir es bei Entwicklungsbeeinträchti-
gung mit einem recht schwammigen Begriff 
zu tun. Doch auch heute besteht die Pflicht 
zum verantwortungsvollen Umgang mit ent-
wicklungsbeeinträchtigenden Inhalten, und 
daran hat sich nichts geändert. Das Selbst-
klassifizierungsangebot der FSM kann dafür 
eine große Hilfe sein. Bleibt allerdings der 
bereits erwähnte schwierige Umgang mit 
User Generated Content. Und das sind nun 
mal die Angebote mit dem meisten Traffic, 
die für junge Menschen und auch die Netz-
gemeinde eine ganz wesentliche Rolle 
 spielen.
Die Regulierung im Film-, TV-, Kino- und 
Computerspielbereich ist hier tatsächlich 
eine viel strengere. Das Netz ist eben kein 
statisches Medium und noch immer in 
 Entwicklung – hoffentlich noch lange! Die 
 wenigsten, die dort Inhalte einstellen, sind 
sich bewusst, dass sie als „Inhalteanbieter“ 
 gelten, so wie dies etwa ein Anbieter von 
Filmen oder Computerspielen ist. Die meis-
ten begreifen ihr Angebot als Kommunikati-
onsform oder schlichte Meinungsäußerung 
und kommen gar nicht auf die Idee, dass 
damit irgendeine Form von Regulierung 
verbunden sein könnte. So schwierig dies 
für den Kinder- und Jugendschutz sein mag, 
so sehr ist es auch das, was das Netz aus-
macht und wovon wir alle profitieren.
Ich glaube, wir kommen nicht weiter, wenn 
wir hier in den alten Regulierungsmustern 
denken, wie wir dies für die Bereiche „Film“, 
„Spiele“ etc. tun, in denen eine Kontrolle 
vergleichsweise einfach ist. Und mit ver-
meintlich schnellen Lösungen ist es in die-
sem  Bereich auch nicht getan.


